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168 Schulgeſetz .

dieſes Geſetz der Gemeinde freigeſtellt iſt , geſchieht durch Orts⸗
ſtatut , welches — neben der nach den Vorſchriften der Städteord⸗
nung erforderlichen ſtaatlichen Günehmigung — der Zuſtimmung
der zuſtändigen Unterrichtsbehörde bedarf .

( 2) Insbeſondere ſind in dieſer Weiſe zu ordnen :

a ) die Zuſammenſetzung und Beſtellung der ſtädtiſchen Kom⸗

miſſion für die Schulangelegenheiten , deren Geſchäftskreis

und Geſchäftsordnung ;
b) die Gliederung des geſamten Volksſchulweſens der Stadt

( §S 36 bis 39 des Geſetzes ) ;
c) die Grundzüge des Unterrichtsplanes für die einzelnen

Schulabteilungen ;
d ) das für die Schüler jeder Abteilung zu entrichtende Schul⸗

geld; ]
e) Zahl und Art der für den geſamten Volksſchulunterricht

der Stadt anzuſtellenden Lehrkräfte ;

[ ſ ) die Gehalte und ſonſtigen Bezüge des geſamten Lehrer⸗
perſonals ( § 124 ) . ]

( 3) Ortsſtatutariſche Feſtſetzungen , deren Wirkſamkeit nach
dem Etatgeſetz von ſtändiſcher Zuſtimmung abhängig iſt , können
erſt nach Erteilung der letzteren in Vollzug geſetzt werden .

Die Städte haben zum Teil nur , ſoweit ein Bedürfnis hiezu hervor⸗
getreten , zu einzelnen Punkten ſtatutariſche Feſtſetzungen erlaſſen , und
von Aufſtellung einer die Schulverhältniſſe umfaſſend und einheitlich
regelnden Ortsſatzung Umgang genommen . Dies trifft u. a. auch für die
Stadt Mannheim zu.

Siebenter Titel .

Von den Rechtsverhältniſſen der an anderen als Volks⸗

ſchulen angeſtellten Volksſchullehrer .
An ftaatlichen Anſtalten .

8. 429 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IX § 117. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . IX .

Für Erteilung eines nach Gegenſtand und Lehrziel dem Unterrichts⸗
plan der Volksſchule oder der Fortbildungsſchule entſprechenden Unter⸗
richts an höheren Lehranſtalten , Fachſchulen und ſonſtigen ſtaatlichen

Anſtalten können Lehrer , die nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Ge⸗
ſetzes die Befähigung zur etatmäßigen Anſtellung an Volksſchulen beſitzen ,
in der Eigenſchaft etatmäßiger Beamter angeſtellt werden .

Dieſelben erhalten Gehalt und Mietzinsentſchädigung wie die in ent⸗
Ibi 0 Stellung an Volksſchulen angeſtellter Lehrer — 88 58
und 66.
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Rechtsverhältniſſe der Lehrer an Fürſorgeanſtalten . § 130. 169

Soweit es ſich dabei um Lehrer an den Übungsſchulen der ſtaatlichen
Lehrerſeminare handelt , kommen die §§ 29. 60 und 30 ſinngemäß zur
Anwendung , und zwar die beiden erſtgenannten Paragraphen auch dann ,
wenn nur die darin bezeichnete Zahl von Lehrern ohne Rückſicht auf die
Art ihrer Anſtellung vorhanden iſt .

Für Lehrerinnen an Mittelſchulen für die weibliche Jugend und an
Anſtalten zur Ausbildung von Lehrerinnen beträgt , ſofern ſie die Be⸗
fähigung zur Erteilung höheren Unterrichts in einer Prüfung nachge —
wieſen haben , der Höchſtgehalt zweitauſendachthundert Mark .

Die Beſtreitung der Ruhe⸗ und Unterſtützungsgehalte , ſowie der Ver⸗
ſorgungsgehalte richtet ſich nach den für die etatmäßigen Lehrer an der
betreffenden Anſtalt überhaupt geltenden Beſtimmungen .

An nichtſtaatlichen Anftalten .

Geſ. vom 13. Mai 1892 Art . IX S 118. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . IX .

( ) Die Eigenſchaft etatmäßiger Beamter mit den Rechten
eines Volksſchulhauptlehrers kann ſolchen zur Anſtellung in Haupt⸗

lehrerſtellen an Volksſchulen befähigten Lehrern ( § 46 , § 54 ) durch
die Oberſchulbehörde verliehen beziehungsweiſe vorbehalten wer⸗

den, welchen an Rettungsanſtalten für ſittlich verwahrloſte oder

für ſchwachſinnige Kinder , an Waiſenhäuſern oder an anderen in

bedeutſamer Weiſe dem öffentlichen Wohle dienenden Lehr⸗ oder

Erziehungsanſtalten von Gemeinden oder ſonſtigen Körperſchaften
oder von Stiftungen eine Lehr⸗ oder Erziehungstätigkeit in un⸗

widerruflicher Weiſe übertragen iſt .

Verleihung darf nur ſtattfinden , ſofern :

a) die Ermächtigung zur ng der Stelle mit einem etat⸗

mäßigen Beamten im Staatsvoranſchlag erteilt iſt ;

b) die Körperſchaft oder Stiftung , deren Unternehmen die

Anſtalt iſt , in rechtsverbindlicher Weiſe die Verpflichtung
zur Zahlung von Gehalt ( einſchließlich Sterbegehalt )

mindeſtens in der durch § 58 dieſes Geſetzes ] für Haupt⸗

lehrer an Volksſchulen beſtimmten Höhe [ ſowie Wohnungs⸗

geld nach § 62 Abſatz 1] übernimmt .

( 2) Die Eigenſchaft nicht etatmäßiger Beamter kann an Lehrer

ſolcher Anſtalten nur unter der Vorausſetzung verliehen werden ,

DioDte

daß die Körperſchaft oder Stiftung , deren Unternehmen die An⸗
ſtalt iſt , in rechtsverbindlicher Weiſe die Verpflichtung zur Leiſtung

der Vergütung nach Maßgabe der für die nichtetatmäßigen Lehrer

an Volksſchulen beſtehenden Vorſchriften übernimmt .

Die §8 130 und 131 entſtammen dem Geſ. vom 7. Februar 1884 über
die Rechtsverhältniſſe der an Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten von Kor⸗

porationen und Stiftungen verwendeten Volksſchulkandidaten .



Schulgeſetz .

1. Zweck der Vorſchriften iſt , Anſtalten der in Abſ . 1 bezeichneten

Art in Rückſicht auf die von ihnen dem Staat auf dem Gebiet des Unter⸗

richts und der Erziehung geleiſteten Dienſte die Erlangung und dauernde

Beibehaltung hiefür geeigneter Lehrkräfte zu erleichtern und zu ſichern .

Die Tatſache , daß es den meiſten der hier in Betracht kommenden

Anſtalten infolge der durch den Krieg geſchaffenen wirtſchaftlichen Ver⸗

hältniſſe nicht mehr möglich iſt , die von ihnen übernommenen Verpflich⸗
tungen aus ihren eigenen Einkünften zu beſtreiten , hat zur Folge gehabt ,

daß ihnen ſtaatliche Zuſchüſſe aus den im Staatsvoranſchlag hie⸗

für eingeſtellten Mitteln bewilligt werden mußten .

2. Die Beſtimmung in Abſ. 2 hat mit den durchgreifenden Ande⸗

rungen , die auf dem Gebiet des Beamten⸗ und Beſoldungsrechts durch
das Beſ . Geſ . geſchaffen wurden , ihre Bedeutung inſofern verloren , als

es nicht mehr angängig iſt , die Eigenſchaft eines „nichtetatmäßigen Be⸗

amten “ losgelöſt von der ſie begründenden Stelle zu verleihen . Der mit

der Beſtimmung verbundene Zweck läßt ſich nur noch in der Weiſe ver⸗

wirklichen , daß ein an einer ſolchen Anſtalt verwendeter Lehrer nach

Maßgabe ſeines Dienſtalters in eine „ außerplanmäßige “ Stelle eingereiht
wird .

3. Die veränderten wirtſchaftlichen und beamtenrechtlichen Verhält⸗
niſſe ſowie weiterhin die Tatſache , daß der Unterricht in der Volksſchule
nach der Verfaſſung unentgeltlich zu erteilen iſt , weiſen darauf hin , bei
einer etwaigen Anderung des Schulgeſetzes , die Dienſtbezüge für die

Lehrerſtellen an ſolchen Anſtalten , ſoweit die Stellen nach der Schüler⸗
zahl geſetzlich geboten ſind , auf die Staatskaſſe zu übernehmen .

Ruhe - , Anterſtützungs⸗ und Verſorgungsgehalte .

§ 131 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IX S 119. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . IX.

Die Beſtimmungen der 8§8 124 , 125 dieſes Geſetzes finden ent⸗
Anwendung hinſichtlich der nach § 130 etatmäßig angeſtellten

( 0 Die Ruhe⸗ und Unterſtützungsgehalte derſelben ſind auf
die Staatskaſſe zu übernehmen . Jedoch hat im Falle einer auf

Antrag der Vertreter der Körperſchaft beziehungsweiſe Stiftung

ausgeſprochenen Verſetzung in einſtweiligen Ruheſtand die Kör⸗

perſchaft beziehungsweiſe Stiftung für den Ruhegehalt aufzu⸗
kommen , ſoweit und ſolange ſolcher zu entrichten iſt (§88 68 , 69) .

(2) Bezüglich der Verſorgungsgehalte ſind die Beſtimmungen
in Artikel 17 Abſatz 1 und 2 des Etatgeſetzes maßgebend .

Iſt die Entfernung eines Lehrers von der Anſtalt nicht aus allge⸗
meinen Gründen , ſondern aus den beſonderen Verhältniſſen der Anſtalt

B9l ohne daß die gleichzeitige Ubernahme in den Dienſt der

Nuhe 5 hen läßt , ſo muß die Anſtalt für den einſtweiligen

Lehrers inſolange und inſoweit aufkommen , als der

iindek
nicht im Dienſt der Volksſchule wieder eine planmäßige Anſtellung

idet .
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Von den nicht⸗ſtaatlichen Lehr - und Erziehungsanſtalten .

Ausbildungsanſtalten für techniſche Lehrerinnen .

8

Gef. vom 1. April 1880 Art. I § 451 . Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IX

§ 120. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

( ) Unter den in § 130 Abſatz 2 bezeichneten Vorausſetzungen kann

ferner die Oberſchulbehörde unverehelichte Frauen , welche von den Ge—

weinden oder ſonſtigen Körperſchaften oder von Stiftungen an Anſtalten

zur Ausbildung von Lehrerinnen für Unterricht in weiblichen Hand⸗
arbeiten oder in Haushaltungskunde als Vorſteherinnen oder Lehrerinnen
in unwiderruflicher Weiſe angeſtellt ſind , die Eigenſchaft etatmäßiger Be⸗

amter mit den Rechten einer Hauptlehrerin verleihen . Dieſelben erhalten
als Vorſteherin die in § 129 Abſatz 4, als Lehrerinnen die in § 66 Abſatz 3

bezeichneten Bezüge .
E2) Für die Verleihung der Eigenſchaft nichtetatmäßiger Beamter

an Lehrerinnen ſolcher Anſtalten ſind die Beſtimmungen des §130

Abſatz 3 maßgebend , wie auch die Vorſchriften in Abſatz 1 und 2 des vor⸗

gehenden §S 131 hier anwendbar ſind .

Die Beſtimmungen des § 132 ſind mit der Aufhebung des Inſtituts
der Haushaltungslehrerinnen durch das Fortbildungsſchulgeſetz und durch
die Einrichtung eines ſtaatlichen minars zur Ausbildung von Hand⸗

arbeitslehrerinnen gegenſtandslos geworden .

Achter Titel .

VBon den nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten .

Die Rechtsverhältniſſe der nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗

anſtalten wurden erſtmals durch die Ldsh . VO. vom 7. November

1840, die Privatanſtalten betreffend , geordnet . Bei der geſetzlichen Neu⸗

ordnung des Volksſchulweſens im Jahr 1868 ſchien auch eine geſetzliche
Regelung des Privatſchulweſens ſchon von dem Geſichtspunkt aus , daß
der Beſuch von Privatſchulen als Erſatz für den Beſuch der Volksſchulen
gelten ſollte , angemeſſen . Dies war der äußere Anlaß , die Vorſchriften
über die Privatanſtalten , obwohl ſich dieſelben wie die Verordnung vom
Jahr 1840 auf alle unterrichtlichen Veranſtaltungen ohne Rückſicht auf die
Lehrziele erſtrecken ſollten , mit dem Geſetz zur Regelung der Verhältniſſe

der Volksſchulen in äußere Verbindung zu bringen . Hieran iſt auch durch

das SchG . vom 7. Juli 1910 nichts geändert worden , abgeſehen davon,
daß die bezüglichen Vorſchriften an den Schluß des Geſetzes verwieſen
wurden , um damit deutlicher , als dies bisher der Fall war , die nur äußer⸗

liche Zuſammenfaſſung der beiden , an ſich organiſch nicht zuſammenge⸗

örigen Materien zum Ausdruck zu bringen .
Die Vorſchriften des achten Titels finden auch jetzt noch mit den aus

dem Geſetz ſich ergebenden Einſchränkungen auf alle , für die Allge⸗

meinheit beſtimmten und ihr zugänglichen unterrichtlichen Veranſtal⸗
tungen Anwendung , ausgenommen die Handelsf chulen , die Ge⸗
werbeſchulen und die gewerblichen Fortbildungs⸗
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